
 
MegatrendBrief 

 Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine sowie die anschließende Energiekrise 

haben eine intensive Debatte um die Standortattraktivität Deutschlands 

insbesondere für die energieintensive Industrie ausgelöst. Vor dem Hintergrund 

einer aus den Fugen geratenen Weltordnung, massiver Preisschocks und des sich 

zuspitzenden Klimawandels stellt sich die Frage nach der Zukunftsfähigkeit des 

industriebasierten deutschen Wirtschaftsmodells. Droht uns eine breite 

Deindustrialisierung und wenn ja, wie sollte in Berlin und Brüssel agiert werden? 

Welche ökonomischen und strategischen Überlegungen gilt es dabei abzuwägen? 

 

 

Der Stopp russischer Gaslieferungen über den 
Sommer 2022 bedeutete für die heimische Indust-
rie einen gewaltigen Kostenanstieg. Die Preise für 
Strom und Gas schossen in kurzer Zeit in beispiel-
lose Höhen. Schnell mehrten sich die Befürchtun-
gen irreversibler Produktionsschließungen und ei-
ner Verlagerung der Industrieproduktion ins kos-
tengünstigere Ausland. Tatsächlich wurden etwa 
die Ammoniakproduktion, aber auch andere ener-
gieintensive Wirtschaftsaktivitäten in Deutschland 
zeitweise eingestellt, da sie im Zuge des Preisauf-
triebs unwirtschaftlich geworden waren. Die Poli-
tik reagierte mit Strom- und Gaspreisbremsen und 
mithilfe enormer Verbrauchseinsparungen konnte 
der Winter ohne Mangellage überbrückt werden. 

Standortpolitik zwischen EU und Mit-
gliedsstaaten 

Für die langfristigen Standort- und Investitionsent-
scheidungen von Unternehmen dürften die Ent-
wicklung der Energieträger- und Strompreise so-
wie die wirtschaftspolitische Steuerung und Rah-
menbedingungen der Transformation zu einer kli-
maneutralen Wirtschaft von zentraler Bedeutung 
sein. Denn durch die anziehende CO2-Beprei-
sung auf EU-Ebene sowie das Abschmelzen der 
bislang weitgehend frei zugeteilten Emissionszer-
tifikate wird sich die fossile Produktion in Europa 
auch künftig weiter sukzessive verteuern. Damit 
steigt zunächst der Druck auf die heimische In-
dustrie, entweder klimafreundlicher zu produzie-
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ren oder emissionsintensive Aktivitäten ins weni-
ger restriktive Ausland zu verlagern (Carbon 
Leakage). 

Eine Umstellung auf alternative Produktionswei-
sen sowie die Nutzung klimaneutraler Energieträ-
ger wie grünen Wasserstoff dürfte hierzulande je-
doch wiederum nur dann erfolgen, wenn eine ver-
lässliche und ausreichende politische Unterstüt-
zung sowie ein wirksamer Schutz vor ausländi-
schen emissionsintensiven Billigimporten vorhan-
den ist. Ein kluges Ineinandergreifen von nationa-
len Instrumenten wie den geplanten Klimaschutz-
verträgen und europäischen Regelungen wie dem 
CO2-Grenzausgleich (CBAM) ist essenziell (Ber-
telsmann Stiftung 2023a). 

Standortpolitik im geopolitischen Kontext  

Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass 
China aber auch die USA mit erheblichen staatli-
chen Subventionen heimische Unternehmen be-
vorteilen und (grüne) Investitionen innerhalb der 
eigenen Grenzen massiv anreizen. Mit dem Infla-
tion Reduction Act wurden 2022 (zusätzlich zu an-
deren bereits bestehenden Programmen) Beihil-
fen und Steuererleichterungen in Höhe von ge-
schätzt bis zu 1,2 Billionen US-Dollar für klima-
freundliche Technologien und Produktion in den 
USA beschlossen. Profitieren soll gemäß der Lo-
cal-Content-Anforderungen dabei vor allem die 
heimische Produktion, sodass es neben dem Kli-
maschutz klar darum geht, internationale Wettbe-
werbsvorteile zu erzeugen und Investitionen an-
zuziehen. 

Welche Auswirkungen dies auf die hiesigen In-
dustrien haben wird und wie die EU und Deutsch-
land auf eine solch rigorose Standortpolitik reagie-
ren sollten, ist bis heute stark umstritten. Als Re-
aktion wurden bereits die EU-Beihilferegeln für 
grüne Technologien gelockert. Doch dabei ist 
nicht auszuschließen, dass ein internationaler 
Subventionswettlauf um solche Zukunftstechnolo-
gien gerade erst einsetzt, der auch im Zeichen ei-
nes geostrategischen Systemwettbewerbs um 
globale Vorreiterrollen ausgetragen wird. Fest 
steht, dass Klimaschutz und Geopolitik ein neues 
Nachdenken über den Stellenwert der Industrie 
und eine entsprechende Industriepolitik erfordern. 

Der neue Megatrend-Report (Bertelsmann Stif-
tung 2023b) nimmt deshalb zunächst die zentra-
len Faktoren der deutschen Standortattraktivität in 
den Blick und analysiert, welche Folgen sich 
durch Krieg und Energiekrise, Klimawandel und 
europäische Klimapolitik sowie geostrategische 
Erwägungen für die Standortattraktivität und 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrienation 
Deutschland ergeben. Anschließend werden ei-

nige Überlegungen dazu angestellt, wie die deut-
sche Wirtschaftspolitik auch angesichts der 
Standortpolitiken etwa in den USA und China 
agieren sollte und kann. 

Die Wettbewerbsfähigkeit einer Volks-
wirtschaft 

Für die Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirt-
schaft sind unserer Ansicht nach zwei Aspekte re-
levant: die „ability to sell“ und die „ability to earn“. 
Eine Volkswirtschaft kann demnach als wettbe-
werbsfähig angesehen werden, wenn es den ein-
heimischen Unternehmen gelingt, ihre Produkte 
auf den Weltmärkten zu verkaufen. Allerdings sol-
len diese Produkte nicht zu Billigpreisen verkauft 
werden, denn dann fehlen dem Land ausrei-
chende finanzielle Mittel, um Produkte aus dem 
Rest der Welt zu importieren. Die Preise der eige-
nen Exportgüter sollen also hinreichend hoch 
sein, um damit anschließend möglichst viele Im-
portgüter zu erwerben. 

Ein Indikator, der diese beiden Aspekte abdeckt, 
sind die „Terms of Trade“ (TOT). Sie geben an, 
wie viele Mengeneinheiten eines importierten 
Produkts die Volkswirtschaft für eine Einheit ihres 
Exportprodukts erhält. Ein Anstieg der TOT be-
deutet also z. B., dass Deutschland nicht mehr 
300 US-Jeans für einen exportierten Pkw erhält, 
sondern 305. Diese Verbesserung hat zwei posi-
tive Konsequenzen: Zum einen zeigt sie, dass die 
qualitative und preisliche Attraktivität deutscher 
Produkte im Verhältnis zu den importierten Gütern 
zugenommen hat und die Konsument:innen im 
Rest der Welt bereit sind, dafür Geld auszugeben. 
Zum anderen nehmen die Konsummöglichkeiten 
der deutschen Bevölkerung zu. 

Berechnet werden die TOT eines Landes mit ei-
nem Preisindex für die exportierten Waren und ei-
nem Preisindex für die Importe. Abb. 1 zeigt, dass 
sich Deutschlands monatliche TOT im langfristi-
gen Durchschnitt verbessert haben – darauf deu-
tet der Anstieg der Trendgeraden hin. Gleichzeitig 
weisen die TOT aber auch erhebliche Schwan-
kungen auf. 

Diese Schwankungen sind im Wesentlichen das 
Resultat von Preisänderungen für Deutschlands 
Importe, denn der Preisindex für die von Deutsch-
land exportierten Waren ist über den gesamten 
betrachteten Zeitraum mehr oder weniger kon-
stant gestiegen. Dieser Anstieg der Ausfuhrpreise 
bedeutet eine Verbesserung der deutschen TOT, 
weil die Exporteinnahmen dadurch steigen. 
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Der Preisindex für Deutschlands Importe weist 
hingegen erhebliche Ausschläge nach oben und 
unten aus. Letztendlich sind diese Ausschläge auf 
die Schwankungen der Preise für importierte Roh-
stoffe zurückzuführen, allen voran für fossile 
Energien wie Erdöl und Erdgas. So sind die 
Preise für fossile Energie beispielsweise im Zuge 
der ersten Ölkrise zu Beginn der 1970er Jahre 
massiv gestiegen – und die deutschen TOT ent-
sprechend gesunken. Gleiches geschah nach 
dem Angriff Russlands auf die Ukraine, als es 
ebenfalls zu einem deutlichen Preisanstieg für 
Erdöl und Erdgas kam. 

Auch wenn die Entwicklung der Energie- und 
Rohstoffpreise somit in der Vergangenheit prä-
gend für die deutschen TOT war, spielen weitere 
Faktoren eine wichtige Rolle für die so gemes-
sene Wettbewerbsfähigkeit. Exemplarisch gehen 
wir auf fünf Faktoren ein, bei denen die Entwick-
lung der letzten Jahre auf eine Gefährdung der 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands hinweist. 

Der Blick zurück: Fünf Entwicklungen, 
die Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit 
gefährden 

Alterung der Bevölkerung: Die Alterung der ein-
heimischen Bevölkerung stellt die Wettbewerbs-
fähigkeit des Landes über mehrere Wirkungska-
näle unter Druck. Bei einem sinkenden Anteil der 
Menschen im erwerbsfähigen Alter an der Ge-
samtbevölkerung (Abb. 2), aber gleichbleibendem 

Arbeitskräftebedarf, wächst der Arbeitskräfteman-
gel. Zudem geht die Arbeitsproduktivität im höhe-
ren Erwerbsalter zurück. Schließlich bilden Men-
schen im Rentenalter weniger Ersparnisse als Er-
werbstätige. Das reduziert die gesamtwirtschaftli-
chen Investitionsmöglichkeiten einer alternden 
Gesellschaft. Die Alterung der Bevölkerung ge-
fährdet Deutschlands internationale Wettbe-
werbsfähigkeit, weil andere große Industrienatio-
nen wie die USA, das Vereinigte Königreich und 
Kanada günstigere demografische Entwicklungen 
aufweisen. 

Sinkende Nettoinvestitionen: In den letzten 
Jahrzehnten gab es Phasen, in denen Deutsch-
lands Investitionsquote – das ist der Anteil der In-
vestitionen am Bruttoinlandsprodukt – den zweit-
niedrigsten Wert aller sieben großen Industriena-
tionen, also den G7-Staaten, hatte. Zwar stieg 
diese Quote in den letzten Jahren wieder an. Al-
lerdings zeichnet sich die deutsche Wirtschaft 
durch einen im Vergleich zu den übrigen G7-Staa-
ten überdurchschnittlich hohen Anteil der Indust-
rie an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung 
aus. Da die Industrieproduktion in der Regel einen 
höheren Kapitalbestand (also Maschinen, Werk-
zeuge, Gebäude etc.) hat als der Dienstleistungs-
sektor, braucht Deutschland auch höhere Investi-
tionen, um seinen Kapitalbestand zu erhalten 
bzw. auszubauen. Geringe Investitionen haben 
einen weiteren Nachteil für die Wettbewerbsfähig-
keit eines Landes: Investitionen bedeuten im Nor-
malfall, dass die Produktionsanlagen moderner 
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und produktiver werden. Bleiben diese Investitio-
nen aus, sinkt der Modernitätsgrad des gesamt-
wirtschaftlichen Produktionsapparates. 

Hoher Nettoabfluss von Direktinvestitionen: 
Ausländische Direktinvestitionen sind grenzüber-
schreitende Investitionen, bei denen es vor allem 
um den Erwerb von Unternehmensanteilen im 
Ausland und die Neugründung von Unternehmen 
im Ausland geht. Entscheidend für den Einfluss 
dieser Investitionen auf den deutschen Produkti-
onsapparat ist die Differenz zwischen Direktinves-
titionszuflüssen aus dem Ausland und deutschen 
Direktinvestitionen im Rest der Welt, also der 
Netto-Zufluss an ausländischen Direktinvestitio-
nen. Der Blick auf die deutschen Quartalswerte 
der letzten zehn Jahre in Abb. 3 zeigt, dass 
Deutschland – abgesehen von einigen wenigen 
Quartalen – einen Netto-Abfluss von Direktinves-
titionen zu verzeichnen hatte. Das ist für sich ge-
nommen noch nicht besonders besorgniserre-
gend, denn Deutschland hat seit Jahrzehnten ei-
nen Export- bzw. Leistungsbilanzüberschuss. 
Dessen definitorisches Spiegelbild ist ein Kapital-
export, also ein Netto-Kapitalabfluss. Problema-
tisch ist jedoch die Entwicklung am aktuellen 
Rand. Für das Jahr 2022 ergibt sich ein Netto-Ab-
fluss von Direktinvestitionen in Höhe von rund 
131,7 Milliarden US-Dollar. Das ist der höchste 
Wert seit 2013. 2021 lag der Netto-Abfluss bei 
rund 118,7 Milliarden US-Dollar, was der zweit-
höchste Wert seit 2013 ist (vgl. Rusche 2023: 2). 
Zum Vergleich: Der deutsche Exportüberschuss 
sank von 175,3 Milliarden Euro 2021 auf 82,5 Mil-
liarden Euro im Jahr 2022. 

Hohe Importabhängigkeit bei Rohstoffen: 
Deutschland ist auf den Import zahlreicher Roh-
stoffe angewiesen. Dies gilt insbesondere für 
Energieträger wie Erdöl, Erdgas und Steinkohle, 

wo jeweils fast 100 Prozent des inländischen Be-
darfs importiert werden. Sollte es hier zu Lie-
ferengpässen kommen, drohen Versorgungseng-
pässe und Produktionsausfälle. Zudem prägen 
steigende Preise für importierte fossile Energie-
träger die Höhe der deutschen TOT. Sollten zent-
rale Lieferländer ihre Produktion drosseln, käme 
es zu spürbaren Steigerungen bei den Energie-
preisen, die die deutsche Wettbewerbsfähigkeit 
schwächen. Hier liegt die Achillesferse der deut-
schen Volkswirtschaft. 

Nachlassende Innovationskraft: Patente gelten 
als ein zentraler Indikator in der Innovationsfor-
schung, weil sie ein quantifizierbares Resultat von 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten sind vgl. 
Sartorius und Gandenberger 2016: iii). Werden 
sie in zahlreichen Ländern angemeldet, handelt 
es sich um eine transnationale Patentanmeldung. 
Zwischen 1997 und 2020 ging Deutschlands An-
teil an den weltweiten transnationalen Patentan-
meldungen von 17,6 auf 8,8 Prozent zurück. Auch 
die USA verzeichneten einen Rückgang (von 33 
auf 20,5 Prozent), haben aber immer noch einen 
deutlich höheren Anteil als Deutschland. Den 
stärksten Anstieg des Anteils an diesen Patenten 
erreichte China (von 0,24 auf 22,35 Prozent). 
Südkorea hat seinen Anteil von 0,8 auf 7,2 Pro-
zent deutlich steigern können. Setzen sich diese 
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Trends fort, droht Deutschland technologisch ab-
gehängt zu werden. 

 

Die genannten fünf Entwicklungen dürften die 
deutsche Wettbewerbsfähigkeit auch in Zukunft 
unter Druck setzen. Hinzu kommen mit Blick auf 
die kommenden Jahre weitere Herausforderun-
gen, die zum Teil auf die aktuellen multiplen Kri-
sen (Inflation, Deglobalisierung, Klimakrise, Ukra-
inekrieg etc.) zurückzuführen sind. 

Der Blick nach vorn: Fünf Entwicklungen, 
die Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit 
zusätzlich gefährden 

Steigende Leitzinsen dämpfen Investitionen: 
Zur Bekämpfung der Inflation in Deutschland und 
der EU hat die Europäische Zentralbank ihre Leit-
zinsen deutlich erhöht. Steigende Zinsen verteu-
ern die Kreditaufnahme und dämpfen so die pri-
vaten, aber auch die öffentlichen Investitionen. 
Der damit verbundene tendenzielle Investitions-
rückgang trifft in Deutschland auf wachsende In-
vestitionsbedarfe – im Rahmen der ökologischen 
und digitalen Transformation der deutschen 
Volkswirtschaft, zur Automatisierung von Produk-
tionsprozessen als Antwort auf den demografisch 
bedingten Arbeitskräftemangel, zur Intensivierung 
der Produktion von militärischen Geräten als Ant-
wort auf die zunehmende Gefahr militärischer 

Konflikte, um nur einige wichtige Bereiche zu er-
wähnen. Bleiben Investitionen aus, wirkt sich das  

 

früher oder später negativ auf die Kosten und 
Qualität der in Deutschland hergestellten Pro-
dukte aus. Das gefährdet die „ability to sell“. 

Zunehmender Protektionismus setzt Deutsch-
land unter Druck: In den letzten Jahren hat die 
Zahl von Handelshemmnissen weltweit zugenom-
men. Grund dafür ist – neben dem Schutz heimi-
scher Unternehmen vor der Konkurrenz aus dem 
Ausland – der Umstand, dass immer mehr Länder 
ihre Außenwirtschaftspolitik auch zur Verfolgung 
von geopolitischen Zielen einsetzen. Um ihren po-
litischen Einfluss in der Welt zu erhöhen, setzen 
sie handelspolitische Instrumente ein, die neben 
Zöllen auch Wirtschaftssanktionen umfassen kön-
nen. Für die besonders exportorientierte deutsche 
Volkswirtschaft bedeutet die damit einherge-
hende Verschlechterung der Exportmöglichkeiten 
eine Einschränkung der „ability to sell“. Und für die 
gleichzeitig auf Importe angewiesene deutschen 
Unternehmen drohen im Fall von ausbleibenden 
Vorleistungen und Rohstoffen aus dem Ausland 
Kostenanstiege oder Produktionsunterbrechun-
gen – und was nicht produziert wird, kann auch 
nicht verkauft werden. 
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Wachsender Fachkräftemangel erschwert 
ökologische Transformation: Die bereits in den 
letzten Jahren zunehmende Fachkräftelücke 
droht angesichts der erwartbaren demografischen 
Entwicklung in Deutschland zukünftig weiter zu 
wachsen. Wenn Unternehmen mehr und mehr of-
fene Stellen nicht mit qualifizierten Arbeitskräften 
besetzen können, kann dies zu Produktions- und 
Investitionsverzögerungen, einem Mangel an In-
novation und einer generellen Verringerung der 
Produktivität führen – alles Entwicklungen, die die 
Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland schwächen. Insbesondere in wis-
sensintensiven und klimarelevanten Bereichen 
wie grünen Technologien, Forschung und Ent-
wicklung sowie dem Energiesektor, wo hochspe-
zialisiertes Fachwissen von entscheidender Be-
deutung ist, können fehlende Fachkräfte die 
Transformation bremsen und gleichzeitig die At-
traktivität Deutschlands als Investitionsstandort 
mindern. 

Steigende CO2-Preise gefährden Deutsch-
lands „ability to sell“: Ein zentrales Instrument 
zur Erreichung der Klimaneutralität im Jahr 2045 
in Deutschland sind höhere staatliche CO2-
Preise. Sie sollen dafür sorgen, dass emissions-
verursachende Aktivitäten reduziert werden und 
dafür klimaneutrale Technologien bzw. Produkte 
verstärkt angeboten und nachgefragt werden. 
Wenn jedoch große Volkswirtschaften wie die 
USA und China keine oder nur sehr niedrige CO2-
Preise einsetzen, ist das für deutsche Unterneh-
men ein preislicher Wettbewerbsnachteil. 

Industriepolitik großer Volkswirtschaften 
schwächt deutsche Wettbewerbsfähigkeit: Die 
USA fördern die ökologische Transformation ihrer 
Wirtschaft unter der Biden-Regierung mit erhebli-
chen finanziellen Mitteln. Ein prominentes Bei-
spiel ist der „Inflation Reduction Act“. Wenn Pro-
dukte aus den USA subventioniert werden, kön-
nen die US-Firmen ihre Preise reduzieren und da-
mit ggf. deutsche Anbieter vom Markt verdrängen. 
Darüber hinaus wird es für internationale Investo-
ren attraktiver, Unternehmen in den USA zu grün-
den, um so Subventionen zu erhalten. Für 
Deutschland bedeutet das einen Kapitalabzug, 
der zu sinkenden Investitionen führt. Die bereits 
angesprochenen Netto-Direktinvestitionsabflüsse 
Deutschlands 2022 – und auch im ersten Quartal 
2023 – sind ein erstes Warnsignal. Die „Made in 
China 2025“-Strategie, die die gezielte Förderung 
von zehn Schlüsseltechnologien in China verfolgt, 
setzt die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
ebenfalls unter Druck. 

 

 

Die Industrienation Deutschland unter 
großem Druck 

Die vorliegende Analyse hat gezeigt, dass die 
heutige Industriestruktur Deutschlands aufgrund 
einer Vielzahl von Belastungsfaktoren, Unsicher-
heiten und Herausforderungen vor ungewisser 
Zukunft steht. Die geopolitischen Verwerfungen 
im Zuge der Pandemie und des Krieges sowie die 
dynamischen Megatrends des demografischen 
Wandels, der Digitalisierung und der Klimakrise 
wirken sich vielfältig auf die Standortattraktivität 
der Volkswirtschaften aus. 

Gleichzeitig spielt der politische Umgang mit die-
sen Herausforderungen und die strategische Auf-
stellung eine zunehmend entscheidende Rolle für 
Standort- und Investitionsentscheidungen von In-
dustrieunternehmen. Während die USA versu-
chen, industrie- und klimapolitische Ziele mit ho-
hen Subventionen zu erreichen, hat sich Europa 
für den marktwirtschaftlichen Weg der Bepreisung 
von Treibhausgasemissionen entschieden. Durch 
einen steigenden Kostendruck bei konventionel-
len Herstellungsverfahren sollen Anreize für den 
Umstieg auf klimafreundliche Technologien ge-
setzt werden. Doch ob der europäische Grenz-
ausgleichsmechanismus im Zusammenspiel mit 
nationalen Politiken derweil in der Lage sein wird, 
die angestrebte Transformation auch vor Ort zu 
gewährleisten, ist nicht ausgemacht. 

Industrieerhalt als ökologisches, ökono-
misches und strategisches Ziel 

Noch ist der Industrieanteil gemessen am BIP in 
Deutschland im internationalen Vergleich hoch, 
wobei auch hierzulande der Dienstleistungssektor 
weiter an Bedeutung gewinnt. Auch die Transfor-
mationspfade in Richtung einer klimaneutralen, 
ressourcenschonenden und zirkulären Wirtschaft 
lassen erwarten, dass sich dieser Trend fortsetzt 
(vgl. WWF 2023). Klare Anzeichen für ein breites 
Abwandern von Industrieunternehmen sind indes 
bisher nicht zu erkennen: Zwar entschlossen sich 
große Konzerne wie VW und BASF jüngst für mil-
liardenschwere Investitionen in Kanada bzw. 
China. Doch gab es zuletzt auch umfangreiche 
ausländische Investitionen in Ostdeutschland, wie 
etwa durch Tesla und Intel, die wiederum auf die 
Gewährung erheblicher öffentlicher Mittel zurück-
zuführen sind. Die verstärkten Nettoabflüsse bei 
den Direktinvestitionen der Gesamtwirtschaft so-
wie die zuletzt rückläufigen Zahlen in der Produk-
tion (auch von Investitionsgütern) und im Auf-
tragseingang der Industrie sind jedoch als deutli-
che Signale zu verstehen, die Standortbedingun-
gen möglichst schnell zu verbessern. 

Fest steht, dass das Erreichen einer klimaneutra-
len deutschen Wirtschaft selbst abhängig von der 
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weiteren verlässlichen Versorgung mit Grundstof-
fen und industriellen Erzeugnissen ist, die durch 
eine heimische oder mindestens europäische 
Produktion sicherer gewährleistet werden kann 
als über entsprechende, vermutlich CO2-intensi-
vere Importe aus dem EU-Ausland. Die Ziele der 
Versorgungssicherheit und geostrategischen Au-
tonomie gewinnen zunehmend an Bedeutung. 
Um sie zu erreichen, muss jedoch zwingend si-
chergestellt werden, dass neben den Energieträ-
gern auch die entsprechenden Rohstoffe dauer-
haft verfügbar bleiben, denn ohne sie wäre die an-
gestrebte weitgehende Elektrifizierung im Indust-
rie-, Verkehrs- und Gebäudesektor undenkbar.  

Die Versorgung mit kritischen metallischen Roh-
stoffen kann durch eine Vielzahl von Maßnahmen 
wie die Exploration heimischer Vorkommen, die 
Diversifikation der Importbeziehungen, verstärkte 
Lagerhaltung, einen gemeinsamen Einkauf der 
EU-Staaten oder die Steigerung der Ressourcen-
produktivität und die Schließung stofflicher Kreis-
läufe im Zuge einer Circular Economy verbessert 
werden (Garcia Schmidt et al. 2023). Eine effek-
tive und weitsichtige Rohstoffpolitik dürfte somit 
eine immer wichtigere Vorbedingung für industri-
elle Wertschöpfung und Klimaneutralität in 
Deutschland werden. 

Durch das erfolgreiche Umstellen auf eine nach-
haltige Industrieproduktion würden sich ökolo-
gisch wie ökonomisch große Potenziale ergeben. 
So könnte durch eine Dekarbonisierung in 
Deutschland nicht nur ein Carbon Leakage, also 
das Abwandern emissionsintensiver Wirtschafts-
aktivitäten ins weniger restriktive Ausland verhin-
dert, sondern auch ein weltweites Beispiel für das 
Funktionieren eines so umfassenden Struktur-
wandels geliefert werden. Die Entwicklung und 
Implementierung wettbewerbsfähiger grüner Al-
ternativtechnologien könnte in diesem Fall tat-
sächlich zu neuen Absatzmärkten und Export-
chancen für die deutsche Industrie führen. 

Energiepreise und Fachkräfte im Fokus 

Entscheidend für einen solch positiven Transfor-
mationsverlauf dürften die nächsten Jahre bis 
2030 sein, in denen hohe Investitionskosten und 
entsprechend weitreichende Standortentschei-
dungen anstehen. Die Entwicklung der Energie-
kosten wird in diesem Zusammenhang eine ent-
scheidende Rolle spielen. Zwar waren die Preise 
für Gas und Strom in Deutschland auch vor der 
Krise schon deutlich und tendenziell zunehmend 
höher als etwa in den USA, allerdings ist deren 
Fortentwicklung kaum valide kalkulierbar und 
sehr abhängig von der politischen Steuerung der 
Transformation. Ausschlaggebend dürfte hier 
sein, ob es gelingt, den Ausbau der erneuerbaren 

Energien sowie der entsprechenden Infrastruktu-
ren für Strom und Wasserstoff schnell genug vo-
ranzutreiben.  

Klima- und Industriepolitik sind im globalen Wett-
bewerb um die Industrie der Zukunft eng mitei-
nander verbunden. Das zeigt sich auch an der ak-
tuellen Debatte um einen subventionierten Indust-
riestrompreis, der eine wettbewerbsfähige deut-
sche Industrieproduktion auch in der Transforma-
tionsphase gewährleisten soll, um eine Abwande-
rung zu vermeiden. Dabei ist allerdings höchst 
umstritten, ob durch eine falsche Anreizsetzung 
Industrieerhalt auf Kosten des Klimas geht oder 
eine schnelle Transformation in Deutschland nur 
durch die Schaffung verlässlicher und wettbe-
werbsfähiger Preise zu gewährleisten ist. Eine 
dauerhafte und generelle Subventionierung des 
Industriesektors zum Ausgleich struktureller 
Standortnachteile wie etwa höhere Stromkosten 
erscheint jedenfalls weder sinnvoll noch möglich. 
Vielmehr sollte der Einsatz öffentlicher Mittel klar 
befristet sein, Sparanreize erhalten und an Bedin-
gungen wie den Standorterhalt geknüpft werden. 

Zudem dürfen allgemeine Standortfaktoren wie 
ein hohes Bildungsniveau dadurch nicht vernach-
lässigt werden. Durch das abnehmende Erwerbs-
personenpotenzial im Zuge des demografischen 
Wandels ist eine deutliche Zuspitzung des Fach-
kräftemangels zu erwarten. Gleichzeitig wird es 
im Laufe des Strukturwandels zu anderen Bedar-
fen an Kompetenzen und Anforderungen kom-
men, sodass die Standortattraktivität zunehmend 
davon bestimmt werden dürfte, ob in Deutschland 
ausreichend qualifiziertes Fachpersonal vorhan-
den sein wird. 

Mehr Tempo und europäische Koopera-
tion nötig 

Neben der Vielzahl an weiteren Problemlagen 
und wirtschaftspolitischen Handlungsbedarfen 
wird es künftig generell darauf ankommen, Ent-
scheidungsprozesse über wichtige politische Wei-
chenstellungen, Infrastrukturprojekte und Verwal-
tungsverfahren zu beschleunigen. Angesichts der 
bereits geschaffenen Subventionsmöglichkeiten 
in den USA und der wachsenden Gefahr, bei 
wichtigen Zukunftstechnologien auch von China 
abgehängt zu werden, dürfen Energiewende und 
Industrietransformation hierzulande nicht an 
hausgemachten Problemen eines zu schwerfälli-
gen und wenig digitalisierten Verwaltungsappara-
tes oder einer zu komplizierten Regulierung schei-
tern. 

Eine stärkere europäische Zusammenarbeit und 
Überlegung, welche Industrien in welchen EU-
Staaten für eine gemeinsame strategische Ver-
sorgungssicherheit und Technologiesouveränität 
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zielgerichtet und temporär gefördert werden soll-
ten, erscheinen nicht nur geboten, sondern auch 
zwingend nötig, da Deutschland die strategischen 
Ziele eines Industrieerhalts vor dem Hintergrund 
des globalen Wettbewerbs um grüne Industrien 
kaum alleine wird erreichen können. 
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